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Berlin, den 12. September. Se. Majeſtät der König haben 
Allergnädigſt geruht: Dem ſtädtiſchen Strom- und Bollwerks⸗Steuer⸗ 
Rendanten Johann Gottfried Dallwig zu Elbing, den Rothen 
Adler⸗Orden vierter Klaſſe; jo wie dem Glöckner an der katholiſchen 
Stadt⸗Pfarrkirche zu Sagan, Regierungs⸗Bezirk Liegnitz, Anton 
Mechermann, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; den Kreis- 
richter Borchmann zu Sagan zum Direktor des Kreisgerichts zu 
Löwenberg und die Kreisrichter Wegner und Clericus zu Stolp, 
Wibelitz zu Bütow, Reimer zu Schlawe und Käſtner zu Nez 
Stettin zu Kreisgerichts⸗Räthen zu ernennen. ö 


Se. Königliche Hoheit der Prinz Albrecht, Sohn Sr. König⸗ 
lichen Hoheit des Prinzen Albrecht, iſt von Wangerooge hier ange⸗ 
kommen. 


Deutſchland. 

Poſen, den 12. September. Die Wahlen zum Gemeinderathe 
der Hauptſtadt ſind durch alle drei Klaſſen beendigt und — wie wir 
mit Befriedigung hören — fonfervativ ausgefallen. Dies regt 
zu der Frage an, wie weit in unſrer Provinz und insbeſondere in un⸗ 
ſerer Stadt die Einführung der neuen Gemeindeordnung und die Vor⸗ 
bereitungen zu den Gemeinderathswahlen gediehen find? Beſt im m⸗ 
tes haben wir darüber noch nicht in Erfahrung gebracht; es ware 
indeß wohl an der Zeit, daß die Behörden darüber ſich vernehmen 
ließen. Wie wir hören, ift man bei uns immer noch nicht einig über 
den Umfang des Gebiets, welches zum ſtädtiſchen Bezirk zu erechnet 
werden ſoll. Wenn es nun ein oft wiederholter, und unſrer Meinung 
nach begründeter, Satz iſt, daß die freie Gemeinde die Grund⸗ 
lage des freien Staats iſt, ſo leuchtet die Wichtigkeit der bevor⸗ 
ſtehenden Wahlen von ſelbſt ein und berechtigt wohl zur Erörterung 
der Frage: auf wen wir die Wahl zu lenken haben? Die Gemeinde⸗ 
vertretung einer großen Stadt hat die mannigfachſten Richtungen zu 
beachten. Das Wahlgeſetz läßt daher mit Recht nicht allein ſchlichte 
Bürger und hausbackene Geiſter, ſondern auch Beamte und wiſſen⸗ 
ſchaftliche Capazitäten in der Gemeindevertretung zu. Wenngleich 
der Gemeinderath hauptſächlich und zunächſt für die materiellen An⸗ 
gelegenheiten der Gemeinde zu ſorgen hat, ſo darf er doch auch für 
Kunſt und Wiſſenſchaft, überhaupt für das geiſtige Wohl des Ge⸗ 
meindeverbandes, ſich nicht verſchließen. Auch zur Weckung des po⸗ 
litiſchen Lebens muß die Gemeindevertretung durch ihre Thätigkeit 
und Einſicht beitragen. Wählen wir daher aus allen Kreiſen der 
bürgerlichen Geſellſchaft uneigennützige, beſonnene, dabei unabhängige 
und zugleich muthige Veänner von Thätigkeit und energiſchem Cha⸗ 
rakter, welche dabei ihre Zeit verſtehen; ſuchen wir zwar in die Ge⸗ 
meindevertretung Fachkenntniſſe zu bringen, hüten wir uns indeß auch, 
dem engherzigen Mittelklaſſenthum allein Ausdruck und Geltung zu 
verſchaffen. Der Städtebewohner beſchränkt ſich in der Regel einſei⸗ 
tig auf die Bedürfniſſe feiner Stadt, und bleibt der Geſammtheit 
fremd, während das ache Land, beim Mangel leichter Communika⸗ 
tion ſeiner Bewohner, in einer gewiſſen Zerfahrenheit oft theilnahm⸗ 
los iſt ſelbſt gegen das ihm nächſt Liegende. Nur ein längeres poli⸗ 
tiſches Leben, eine fortgeſetzte Thätigkeit und Selbſtbeſorgung der eige⸗ 
nen Angelegenheiten kaun das Volk allmählig aus ſeinem Partikula⸗ 
rismus, ſeiner Stumpfheit und Apathie in Betreff des allgemeinen 
Wohls herausreißen und es zu dem Ueberblicken und zur Berückſichti⸗ 
gung des Ganzen befähigen. Freilich hebt die Gemeindevertretung 
allein aus dieſer Beſchränktheit nicht heraus, doch bietet dieſelbe immer 
einen ſchätzenswerthen Anfangspunkt dar zu einer umfaſſenderen poli⸗ 
tiſchen Bildung, welche keinem Angehörigen eines konſtitutionellen 
Staats fern bleiben ſollte. 


© Berlin, den 10. September. Oeſterreich zögert, auf den 
Preußifchen Vorſchlag einer freien Conferenz einzugehen, und die Hoff⸗ 
nung einer Verſtändigung mit dem Wiener Kabinet iſt wieder ſehr ge⸗ 
ſunken. Die Politik Preußens für den Fall einer ablehnenden Ant⸗ 
wort iſt bekanntlich feſt beſtimmt. Unſere Regierung wird den Bun⸗ 
destag nicht beſchicken und ſehen, was man in Frankfurt ohne ſie und 
die Unionsregierungen beginnen wird. 

Die Vorgänge in Kurheſſen ſcheinen der Regierung Sorge zu 
machen. Sie iſt mit dem Verfahren des Herrn Haſſenpflug nicht ein⸗ 
verſtanden, und konnte doch auch nicht auf die Seite einer dadur 
hervorgerufenen Revolution treten. Es ſcheint, daß ſie in dem zu er⸗ 
wartenden Conflict eine vermittelnde Stellung einnehmen will. Jeden⸗ 
‚aa wird fie, wenn die Baiern in Kurheſſen einrücken, ebenfalls eine 


militairiſche Demonſtration machen, um ihren Einfluß zu ſichern. — 
Der Miniſter v. Manteuffel, der in den nächſten Tagen ſeine Reiſe 
antreten wollte, wird dieſer Vorgänge und der dadurch angeregten 
Fragen wegen noch länger hier verweilen. 


In demokratiſchen Blättern wird ein Schreiben verbreitet, das 
die Leiter der conſervativen Partei an die Gemeinderathswaͤhler erlaſ⸗ 
fen haben ſollen. In demſelben wird für den Fall eines nicht conſer⸗ 
vativen Votums mit Dienſtentlaſſung und Kundſchaftsentziehung ge⸗ 
droht. Dieſer Brief rührt nicht von den Führern der Conſervativen 
her. Das wirkliche Schreiben derſelben iſt in der Deutſchen Reform 
abgedruckt, und in dieſem iſt von ſolchen Drohungen nichts zu finden. 
— Die Deputation von Mitgliedern des Centralausſchuſſes der con⸗ 
ſervativen Vereine Berlins wird ſich wahrſcheinlich noch dieſe Woche 
zum König begeben. — Obwohl die confervative Partei bei den Ges 
meiderathswahlen zu ſiegen erwartete, ſo ſtaunt ſie doch jetzt ſelbſt 
über die Größe ihres Siegs. Unter 104 Mitgliedern des Gemeinde⸗ 
raths iſt nur ein Demokrat, Herr Höne, der überdies zu den Gemä⸗ 
ßigten ſeiner Partei gehört. Wegen des Demokraten Elſter muß 
eine Neuwahl angeordnet werden, da die abſolute Mehrheit nicht er— 
zielt worden iſt. Siegen hier die Demokraten, ſo hatten wir zwei 
Demokraten im Gemeinderath; doch iſt dieſer Ausgang noch zweifelhaft. 


Berlin, den 10. September. (Berl. Nachr.) Am 6. d. Abends 
ſind die Friedens-Ratifikationen zwiſchen Dänemark und Preußen 
ſammt den achtzehn Unionsſtaaten, welche Preußen bisher bevollmäch⸗ 
tigt haben, in ihrem Namen zu ratificiren, ausgewechſelt worden. — 
Die kurheſſiſchen Zuſtände nehmen hier in den gebildeten Kreiſen eine 
immer größere Aufmerkſamkeit in Anſpruch. Unſere ſchon vor einigen 
Tagen gegebene Andeutung, daß der König dieſerhalb ein eigenhändi⸗ 
ges abmahnendes Schreiben an den Kurfürſten gerichtet habe, können 
wir heute vollkommen beſtätigen. (s. dag. unten) Perſonen, die Hrn. 
Haſſenpflug und den eigenthümlich zähen Charakter deſſelben von früher 
her kennen, ſind indeß der Anſicht, daß die Abſichten deſſelben ohne Zwei⸗ 
fel tiefer gehend ſeyen und deshalb nicht ſo leicht zu beſeitigen ſein wür⸗ 
den. Es iſt eine feſtſtehende Anſicht des Hrn. Haſſenpflug, daß die 
neueren konſtitutionellen Verfaſſungen in Deutſchland, und namentlich 
in Preußen, lediglich eine Folge der März⸗Emeuten ſeyen, und des⸗ 
halb in ihren Folgen um ſo ſchleuniger aufzuhalten ſeyen, als man 
damit ohnehin nur einen halben Schritt zur Republik gethan habe. 
Hiernach ſteht allerdings anzunehmen, daß die Abſichten des Hrn. 
Haſſenpflug auf nichts Geringeres hinauslaufen, als auf eine Beſei⸗ 
tigung der konſtitutionellen Verfaſſung zunächſt in Kurheſſen, dem⸗ 
nächſt auch im übrigen Deutſchland, um an die Stelle derſelben die 
abſolute Monarchie zu ſetzen, wenn auch mit freieren Formen, na⸗ 
mentlich in Bezug auf Preſſe und Gerichtsverfahren. Daß Hr. Haſ⸗ 
ſenpflug ſich bei dieſen Beſtrebungen in Uebereinſtimmung mit dem 
Kurfürſten befindet, iſt anzunehmen, weil nur ſo erklärlich wird, wie 
der Letztere ſeinen Premier den maßloſeſten Angriffen der eigenen Lan⸗ 
despreſſe gegenüber fortwährend zu halten geneigt ſeyn kann. Die 
Frage iſt nur, ob das Land dieſen Staatsſtreich ruhig hinzunehmen 
gemeint ſeyn kann, und welche Eventualitäten eintreten werden, wenn 
Letzteres nicht der Fall ſeyn ſollte. Es iſt klar, daß dieſe Eventuali⸗ 
täten außer aller Berechnung liegen, und dadurch rechtfertigt ſich die 
Spannung über den weiteren Verlauf der Sache. Hier-Orts hat 
dieſe Ungewißheit bereits die materiellen Folgen gehabt, daß man, 
obwohl alles erdenkliche Papiergeld in Cirkulation iſt, doch heſſen⸗kaſ⸗ 
ſelſche Scheine ſelbſt mit hohem Agio nicht mehr in Zahlung nehmen 
will. Allenfalls gelingt es, daſſelbe im kleinen Verkehr auszugeben, 
nicht aber in der eigentlichen Geldwelt. 


— Die D. Reform enthält folgende Anzeige: „In Bezug auf 
gewiſſe Mittheilungen auswärtiger Blätter über Veränderungen, wel⸗ 
che mit der „Deutſchen Reform“ vorgehen ſollen, halten wir uns zu 
der Verſicherung verpflichtet, daß, abgeſehen von einem perſönlichen 
Wechſel in der Redaktion, mit welchem jedoch ein Wechſel in der po⸗ 
litiſchen Richtung und Haltung keineswegs verbunden ſein wird, in 
keiner Beziehung irgend eine Veränderung in den Verhältniſſen unſe⸗ 
res Blattes bevorſteht.“ in 1 

— In der geftrigen Sitzung des Staats miniſterlums, am wel⸗ 
cher 5 nu “ Radewis Theil nahm, ſoll auch die heſſiſche 
Frage zur Sprache gekommen ſein. Nach langem Hin⸗ und Herreden 
ſoll man dennoch zu keinem rechten Reſultate gekommen ſein. Man 
wird noch abwarten. Die in den Zeitungen verbreitete Nachricht, daß 
der König ein eigenhändiges Schreiben an den Kurfürſten gerichtet 
und die Entlaſſung des Fälſchers und Landesverräthers Haſſenpflug 
verlangt habe, iſt durchaus unwahr. — Auf den Ausgang des 
Haſſenpflug'ſchen Prozeſſes, der am Donnerſtag in Greifswalde in zwei⸗ 
ter Inſtanz verhandelt werden wird, iſt man natürlich allgemein ge⸗ 
ſpannt. Eine ſehr unangenehme Senſation erregt es, daß man von 
dort hört, der Ober⸗Staatsanwalt werde, nachdem er ſich zuvor der 
völligſten Uebereinſtimmung mit feinem höchſten Vorgeſetzten verſichert, 
das „Nicht⸗Schuldig“ beantragen. Man ſoll nämlich an betref⸗ 
fender Stelle der, um uns gelind auszudrücken, eigenthümlichen An⸗ 
ſicht fein, daß die Fälſchung, welche allerdings unzweifelhaft vorliege, 
bei einem Manne, wie Haſſenpflug, nicht aus gemeinem Eigennutze 
hervorgegangen und deshalb nicht ſträflich ſei. Wir überlaſſen dem 
Leſer die Beurtheilung dieſer neuen Rechtstheorie. — Von mehreren 
Mitgliedern der Linken beider Kammern iſt an das Staatsminiſterium 
eine Eingabe gerichtet worden, worin um eine Einberufung der Kam⸗ 
mern vor dem 1. November gebeten wird. An der Spitze der Unter⸗ 
zeichner ſteht Graf Dyhrn. Als Motiv der vorzeitigen Einberufung 
wird beſonders der Stand der deutſchen Frage geltend gemacht. — 
Von den verſetzten, reſp. neu ernannten Oberpräfidenten haben die 
Herren v. Düesberg in Münſter, v. Auerswald in Koblenz und v. 
Witzleben in Magdeburg ihre Aemter bereits übernommen. Herr v. 
Bonin wird in dieſen Tagen nach Poſen und Herr Eichmann gegen 
den 15. d. M. nach Königsberg gehen, um Herrn Flottwell abzulöſen, 


der hierauf die Verwaltung des Oberpräfldiumg zu Potsdam überneh⸗ 
men wird. CConſt. Ztg.) 

Berlin, den II. September. Der St. Anz. theilt das uber die 
am ten d. M. geſchehene Auswechſelung der Ratifications⸗Urkunden 
des Friedens vom 2. Juli aufgenommene Protokoll im franzöſiſchen 
Original und deutſcher Ueberſetzung mit. 

A Königsberg, den 7. September. Die Herbſtübungen haben 
hier begonnen. Ju denſelben ſind zwei Schwadronen des hieſigen dritten 
Küraſſier⸗Regiments und das erſte Dragoner-Regiment hier eingerückt 
und in den nächſten Tagen werden zwei Kompagnieen Jäger erwartet. 
Leider iſt jedoch hier jetzt ein ſo furchtbares Wetter, daß wegen der 
gänzlichen Unpaſſirbarkeit der Wege die Mannöver's ſehr gehindert 
werden und auch der Geſundheitszuſtand der Truppen ſehr leidet. Die 
Erkrankungsfälle an Diarrhöe mehren ſich täglich und man hat daher 
die ernſtlichſte Beſorgniß, daß auch hier die Cholera wieder ausbrechen 
wird. Ein Cholerafall iſt bereits heute der Polizei angemeldet worden. 

Schleswig-Holſteinſche Angelegenheiten. 

Von der Eider, den 7. September. An Steuern werden in 
Schleswig jetzt eingetrieben: Die Kontribution des dritten und vierten 
Quartals für 1849 und des erſten und zweiten Quartals für 1850; 
die Landſteuer für 1849; der vierte Termin der Kriegsſteuer, Chauſſee⸗ 
und Ständekoſten für 1849. Dieſe Steuern werden bei Androhung 
ſofortiger Sequeſtration ausgeſchrieben. Die ausführende Gewalt, 
Juſtizrath Morhagen, hat zugleich Exekutionstruppen mit und bleibt 
das Kommando auf dem ſequeſtrirten Gute zugleich als Exekution liegen. 

Kiel, den 9. September. (D. R.) Die Rede, womit der Statt⸗ 
halter, Graf von Reventlow, die heutige ordentliche Schleswig Hol 
fteinfche Landesverſammlung auf dem Schloſſe zu Kiel, nach abgehal⸗ 
tenem Gottesdienſte über den 125ſten Pfalm und den Text: „Der 
Herr iſt uns ein Volksherr!“ eröffnete, lautet: i 

„Hochgeehrte Herren! In Gemäßheit des Wahlgeſetzes vom 20. 
Oktober 1848 haben Sie durch das Vertrauen des Volkes die Befug⸗ 
niß und die Verpflichtung erhalten, das Recht und die Intereſſen der 
Herzogthümer zu vertreten. Groß iſt Ihre Aufgabe und gerade jetzt 
bedeutungsvoller als je, da Schleswig-Holſtein mehr als zuvor auf 
die eigene Kraft und Ausdauer angewieſen iſt und die gegenwärtige 
Haltung des Volkes und ſeiner Vertreter über die fernere Zukunft des 
Vaterlandes entſcheiden wird. 3 

Von aufrichtiger Friedensliebe beſeelt, hat die Statthalterſchaft 
ſich wiederholt beſtrebt, den Frieden durch verſöhnliche Schritte herbei⸗ 
zuführen; Dänemark hat alle Verſöhnungsverſuche entſchieden zurück⸗ 
gewieſen und will das Recht des Landes mit dem Schwerte des Er⸗ 
oberers brechen. Wir haben dem feindlichen Einfall bewaffnete Ge⸗ 
genwehr entgegengeſetzt und bei Idſtedt ward eine blutige Schlacht ge⸗ 
ſchlagen. Die Schlacht iſt verloren; der Verluſt vieler Braven wird 
tief beklagt und der größte Theil des Herzogthums Schleswig leidet 
jetzt unter dem Druck des übermüthigen Feindes; aber die Wehrkraft 
des Landes iſt nicht gebrochen. Unſere Armee, unterftügt durch die 
Hülfsleiſtung des Deutſchen Volkes, mehrt ſich von Tag zu Tag und 
freudig ſchließt ſich der Zuzug freiwilliger Mannſchaft den Waffen⸗ 
brüdern an. 5 

Mit tiefer Trauer blicken wir auf die Zerriſſenheit des Deutſchen 
Vaterlandes, wir unſerer Seits find aber feſt entſchloſſen, als treue 
Söhne Deutſchlands auszuharren und für die Ehre und das Recht 
der Herzogthümer zu kämpfen, bis es gewaͤhrt worden iſt. Unſere 
brave Armee kennt ihre Pflicht und wird ihre Aufgabe erfüllen. 

Dem Berliner Vertrage vom 2. Juli d. J., der uns den Frieden 
nicht bringen ſollte, und den Ausſprüchen fremder Kabinette gegen⸗ 
über hat die Statthalterſchaft das Manifeſt vom 22. Juli erlaſſen und 
hofft Ihrer Zuſtimmung verſichert zu ſein. An den zu Frankfurt we⸗ 
gen Neugeſtaltung des Deutſchen Vaterlandes eingeleiteten Verhand⸗ 
lungen iſt die Statthalterſchaft nicht betheiligt; Deutſchland entbehrt 
noch einer höchſten leitenden Behörde. Mit fremden Regierungen ſteht 
das auswärtige Departement in keiner offiziellen Verbindung; wir ent⸗ 


behren ihres Schutzes, find aber in unſern Entſchließungen unbehin⸗ 


dert und vertrauen in dieſer vereinzelten Stellung auf die Gerechtigkeit 
unſerer Sache und unſer gutes Schwert. 

Die Geldmittel zur Fortführung des Krieges find nicht erſchöpft. 
Die Ungewißheit der Dauer des Krieges und die verfaſſungsmäßige 
Pflicht, das Kriegsbudget der Genehmigung der Volksvertretung zu 
übergeben, haben indeß die Vorlage finanzieller Anträge erforderlich 
gemacht. Die Statthalterfchaft vertraut auch für die Zukunft auf die 
Vaterlandsliebe und Hingebung der Herzogthümer und erkennt mit 
Dank die Unterſtützung an, welche das Deutſche Volk durch Sendun⸗ 
gen 15 Geld und andern Gegenſtänden gewährte und ferner gewäh⸗ 
ren wird. 

In dieſer außerordentlichen Diät an dem ferneren Ausbau des 
inneren Landesorganismus zu arbeiten, erſcheint der Regierung nicht 
gerathen, da zunächſt alle Kräfte darauf zu richten ſind, die rechtliche 
Exiſtenz der Herzogthümer zu bewahren und zu befeſtigen. Nur eine 
auf den Geldverkehr und deſſen Erleichterung hinzielende Veranſtal⸗ 
tung, betreffend das Prägen von Scheidemünze und einige Modiſika⸗ 
tionen der Aushebungsgeſetze erſcheinen als dringendes Bedürfniß. 

Hochgeehrte Herren! Die Gegenwart iſt ernſt und verbängniß- 
voll. Laſſen Sie uns in dieſem Bewußtſein feſt zuſammenſtehen und 
im Vertrauen auf die höhere Waltung Gottes die Kraft uns erhalten, 
um unſere gute Sache zum guten Ende zu führen. Ich erkläre hier⸗ 
mit dieſe außerordentliche Schleswig⸗Holſteinſche Landesverſammlung 


erſten Vice⸗Präſidenten erwählt. Zum zweiten Vice⸗Präſidenten 
wurde Dr. Gülich aus Schleswig gewählt, zu Sekretären Bürgermei⸗ 
ſter Thomſen, Advokat Wichmann, Advokat Wiggers und Paſtor 
Versmann. 
— Der Landesverſammlung iſt zunächſt eine Zuſammenſtellung 
Hinfichtlich der Friedensunterhandlungen vorgelegt. Die Hamburger 
Nachrichten theilen das ziemlich umfaſſende Aktenſtück mit. 
Rendsburg, den 9. September. Vorigen Donnerſtag haben 
unſere 3 Kanonenböte bei Heiligenhafen mit däniſchen Schiffen circa 
130 Schüſſe gewechſelt, bei welcher Gelegenheit auf dem von Lieutn. 
Beck befehligten Kanonenboote zwei Matroſen ſchwer verwundet wur⸗ 
den. Am Alſener Sunde wird von den Dänen geſchanzt. Aus Frie⸗ 
drichſtadt erfährt man, daß in dortiger Gegend der Vorpoſtendienſt 
den Dänen noch immer viele Leute koſtet, indem vom gegenüberliegen⸗ 
den dithmarſiſchen Außendeiche auf die Dänen geſchoſſen wird. In 
der Stadt ſelbſt ftehen cirea 1000 Mann. Ein däniſcher Offizier, 
der in der Nähe der Stadt auf ein Milchmädchen fahndete, ward von 
einer ſolchen Kugel aus blauem Himmel zu Tode getroffen. Auch 
dort wird geſchanzt. Die Schleswig⸗Holſteiner haben in dortiger 
Gegend das Waſſer ins Land gelaſſen und dadurch Freund und Feind 
in Friedrichſtadt das Trinkwaſſer beraubt, ſo daß man dieſes aus Huſum 
und anderen Orten her holen muß. Die Lazarethe in Flensburg fül⸗ 
len ſich raſch wieder; es kommen täglich viele Fieber⸗ und andere Kranke 
vom Süden, auch Typhus und Ruhr ſollen ſich eingeſtellt haben. 
Ueberhaupt werden ſehr viele Klagen über Lage und Zuſtände der dä⸗ 
niſchen Armee laut; das Bivouakiren ſoll die Mannſchaft furchtbar 
mitnehmen, und Aufſätzigkeit und Weigerung werden immer häufiger. 
Viele der eingekommenen Demittirten laufen ſchon wochenlang ohne 
Montirung umher. An Allem, was aus Dänemark kommen ſoll, iſt 
großer Mangel, an Gegenſtänden die im Schleswigſchen erpreßt wer⸗ 
den, als Proviant und Fourage jo großer Ueberfluß, daß z. B. viele 
Fuder verdorbenen Specks (welches zu 8 Schilling per Tonne verkauft 
worden) und Brodes von Schleswig nach Flensburg geſandt ſind. 
Wegen der eintretenden Zoll⸗Erhöhung haben die Flensburger Kauf 
leute, welche Kreditauflage haben, den ganzen Beſtand derſelben in 
den letzten Tagen des Auguſt verzollen muͤſſen. Es laßt ſich denken, 
wie ungelegen dies Manchem in einer fo geſchäftsſtillen Zeit gekom⸗ 
men; den Dänen aber hat es ungefähr 100,000 Mark Ert. in die 
Hände gebracht, welche fie auch dem Herzogthum zum Nutzen und 
Frommen anlegen werden. In Stapelholm, Eiderſtedt, Hu⸗ 
fum, Friedrichsſtadt und der angrenzenden Marſch ſtehen, nach 
den von dort einlaufenden Berichten circa 8000 Mann Dänen, nörd⸗ 
lich von da nur kleine Detaſchements, in dem ganzen Bredſtedter Marſch 
nur 40 Mann Infanterie, nämlich zu Bungſiel, dem Ockholmer Has 
fen, welche dieſen beobachten und daſelbſt mehreren Fahrzeugen die 
Segel genommen haben. Im Flecken Bredſtedt ſtehen keine Dänen, 
auf Nordſtrand 40 Mann däniſcher Jäger und zwiſchen dieſer Inſel 
und dem Huſumer Hafen fahren zum Zweck der Vigilanz drei zu Hu⸗ 
ſum requirirte und nur mit Matroſen bemannte kleine Fahrzeuge hin 
und her. Auf Pellworm, den Halligen, Föhr und Amrum 
ſteht fein dänifches Milltair. — Zu dem Leiden, welches die feind- 
liche Okkupation über das Land gebracht hat, kommt auch noch 
großer Verluſt in der Kornernte. Wenn ſchon auf der Geeſt im 
nördlichen Schleswig noch viel Korn im Felde ſteht und durch das 
fortwährende Regenwetter viel leidet, fo ſtehts in den Schleswigſchen 
Marſchen noch viel ſchlimmer, und aus der Bredſtedter und Tondern⸗ 
ſchen Marſch erhält man die betrübendſten Nachrichten darüber; theil⸗ 
weiſe iſt die Erndte auch durch Mangel an Arbeitern und Fuhrwerk 
verzögert. — Das däniſche Hauptquartier iſt von Schleswig nach dem 
Hofe Falkenberg, Meile nördlich von der Stadt, an der nach Fleus⸗ 
burg führenden Chauſſee, verlegt. 
Leipzig, den 4. September. (Köln. Ztg.) Es iſt heute der 
Jahrestag unſerer Verfaſſung. Wie feſtlich wurde dieſer ſonſt immer 
begangen! In den letzten Jahren war ſein Glanz etwas verblichen, 
weil man die Verfaſſung von 1831 als ein Abgethanes, durch den 
neuen Standpunkt von 1818 Ueberwundenes anſah — und jetzt mag 
man nicht gern daran denken, weil in dieſem Augenblicke die Berfaſ⸗ 
ſungs⸗Urkunde zerriſſen daliegt unter den Füßen der Reaktion. Dieſe 
Stimmung würde ſich denn auch wahrſcheinlich hier, vielleicht auch 
anderwärts, kund gegeben haben in einer großen paſſiven Demonſtra⸗ 
tion, durch Wegbleiben der Kommunalgarde von der üblichen Parade 
an dieſem Tage, wenn nicht kluger Weiſe auf Antrag der Stadtver⸗ 
ordneten die ganze Feier abgeſagt worden wäre. Die hier herrſchende 
Cholera mußte den Vorwand dazu leihen. So beſchränkt man ſich 
diesmal auf die Reveille früh, den Gottesdienſt in den Kirchen und 
eine Muſik vom Rathhauſe. Ob man im nächſten Jahre wieder mit 
leichterem Herzen ein Verfaſſungs⸗Feſt wird feiern können? Wer weiß 
es! Vor der Hand fährt unſer verfaſſungsloſes Miniſterium noch mit 
vollen Segeln; ja in den letzten Tagen hat es einen anſcheinenden 
Triumph gefeiert, den man wenigſtens nicht verfehlen wird, als ſolchen 
gehörig auszupoſaunen und auszubeuten — und daran iſt Ihr Blatt 
Schuld, weil es unlängſt aus Frankfurt a. M. meldete: dortige Han⸗ 
delshauſer hätten auf Anfragen der Sächſiſchen Regierung wegen einer 
Anleihe ſich bedenklich geäußert und vorerſt nach derfaſſungsmäßigen 
Garantien gefragt. Gegen dieſe auch in Sächſiſche Blätter überge- 
gangene Nachricht hat nun, wie Sie wiſſen, der Finanzminiſter in der 
erſten Kammer erklärt: von der Regierung ſei keinerlei derartige Anfrage 
gemacht worden; dagegen aber ſeien an dieſelbe ſowohl aus dem In⸗ 
lande als von einem enen ausländiſchen Banquierhauſe Auerbietun⸗ 
gen von ſolchem Belange gekommen, daß damit die ganze Anleihe 
hätte gedeckt werden können. Es wird nun Sache Ihres Frankfurter 
Korreſpondenten fein, ſeine Mittheilung zu rechtfertigen, wenn es er kann. 
Die Sache iſt wichtig. Hier wird allerdings mehrfach ſtark daran 
gezweifelt, ob die Regierung eine Anleihe ohne wirklich verfaſſungsmä⸗ 
sige Garantien (d. h. nach Bewilligung durch geſetzlich berufene Kam⸗ 
mern, nicht durch die willtürlich zu ſolchen umgeſchaffenen ehemaligen 
Stände- Mitglieder) werde realiſiren können. Freilich iſt noch in Zwei⸗ 
fel geſtellt, ob jene angeblichen Anerbietungen nicht vielleicht vor den 
neueſten rettenden Thaten, alſo zu einer Zeit gemacht fein möchten, 
wo man noch die verfaſſungsmäßige Bewilligung der Anleihe durch 
die geſammten Kammern erwarten durfte, Manche erinnern auch daran, 
wie bei der letzten großen Oeſterreichiſchen Anleihe ebenfalls Anfangs 
die unverzügliche Deckung derſelben durch herbeiſtrömende Kapitalien 
verkündet ward, dann aber in Wirklichkeit ſich das Gegentheil zeigte, 
und wollen daher prophezeihen, es möchte am Ende hier auch ſo ge⸗ 
hen, wenn es ſich erft um das wirkliche Zahlen handle. Daß die 
Bedenken gegen die Verfaſſungsmäßigkeit und die Weisheit der neue⸗ 
ſten Regierungsmaßregeln nicht bloß eine Ausgeburt, demokratiſcher“ 
oder (was in den Augen der zeitweilig am Ruder befindlichen Partei 
noch verwerflicher iſt) „ liberal⸗konſtitutioneller“ Tendenzen ſind, ſon⸗ 
dern daß ſie gerade in den konſervativſten Grundſätzen ihre Wurzel 
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und Stütze finden, dafür liefert einen recht ſchlagenden Beweis ein 
Schriftchen des Grafen Hohenthal von Püchau, eines wegen 
ſchroff ariſtokratiſcher Anſichten, die er auf früheren Landtagen als 
Mitglied der erften Kammer entwickelte, bekannten, ja, verſchrieenen 
Mannes. In einer Anſprache an ſeine Freunde ſetzt dieſer ausein⸗ 
ander, warum er nicht allein der Berufung zu der Verſammlung in 
Dresden nicht Folge geleiſtet, ſondern ſich gänzlich vom politiſchen Le⸗ 
ben in Sachſen zurückzuziehen und Sachſen zu verlaſſen beſchloſſen 
habe. In erſter Linie dieſer Gründe ſteht ſeine entſchiedene Ueberzeu⸗ 
gung von der Nothwendigkeit eines Feſthaltens Sachſens an 
der Union mit Preußen. Er verhehlt gar nicht, daß er dies 
hauptſächlich darum gewünſcht habe, weil er gehofft, Sachſen werde 
dadurch wieder zu konſervativeren Inſtitutionen gelangen und aus der 
inneren Auflöſung, in welche es durch das allzu demokratiſche Regi⸗ 
ment des Miniſteriums Oberländer⸗Pfordten verfallen ſei, gerettet wer⸗ 
den. Aber er weis't zugleich nach, wie nach der Zuſammenſetzung der 
letzten Kammern es recht wohl möglich geweſen ſei, ohne Eingriff 
von außen und ohne Verfaſſungsbruch zu ſolchen konſervativeren Ein 
richtungen zu gelangen, wenn nur nicht das Miniſterium durch das 
Verlaſſen der Union die wahrhaft Deutſche Partei in den Sächſiſchen 
Kammern in die Oppoſition gedrängt hätte. Die betreffende Stelle 
iſt, wenn man dabei zumal die Perſoͤnlichkeit ihres Verfaſſers im Auge 
behält und ſie mit den Schimpfreden vergleicht, welche der platt mini⸗ 
ſterielle Theil unſerer Ariſtokratie in blinder Wuth den vorigen Kam⸗ 
mern nachruft, zu charakteriſtiſch, um nicht hier ein Plägchen zu finden. 
„Wäre die Regierung der Deutſchen Sache treu geblieben,“ — ſagt 
Graf Hohenthal, — „ſo hätte ſie nicht allein die Stimme ſämmtlicher 
Anhänger der Union, ſondern auch die derjenigen Partei, welche mit 
jedem Miniſterium geht, für ſich gehabt, und es war ihr ſonach ſehr 
leicht, die inneren Zuſtände des Landes im konſervativen Sinne zu tes 
geln, ohne deßhalb einen Verfaſſungs-Bruch zu begehen 
— ein Mittel, zu welchem man nur im auß erſten Falle greifen darf, 
welcher aber hier nicht vorlag.“ „Unbegreiflich aber bleibt es“ 
— fährt er fort, — „daß bei der ſonnenklaren und innigen Ueberzeu⸗ 
gung, welche die Sächſiſche Regierung vereint mit den Kammern von 
der Verfaſſungsmäßigkeit ihrer Schritte jetzt ausgeſprochen hat, dieſe 
nicht ſchon vor vierzehn Monaten geſchehen ſind!“ 
Kaſſel, den 6. September. Der landſtändiſche Ausſchuß hat 
folgende Erklärung erlaſſen: Durch das Finanzgeſetz vom 5. April 
v. J. war der Staatsbedarf für das Jahr 1849 ermittelt und bewil⸗ 
ligt. Deſſen Ermittelung und Bewilligung für eine ſpätere Zeit hat 
nicht Statt gefunden. Die Regierung hat, dies zu bewirken, nicht 
einmal den Verſuch mit der letztaufgelöſten Ständeverſammlung ge⸗ 
macht. Dieſelbe begehrte deſſenungeachtet eine weitere Steuerverwilli⸗ 
gung. Die Ständeverſammlung glaubte darauf nicht eingehen zu 
können, weil für 1850 kein Ausgabe⸗Budget bewilligt, kein Zweck, 
zu welchem die Steuern verwendet werden ſollten, von der Regierung 
angegeben war. Sie zeigte ſich aber zur Verhütung ſonſtiger Nach⸗ 
theile bereit, in die Erhebung der früheren indirekten Abgaben zu 
willigen, damit deren Aufkommen einſtweilen aufbewahrt werde, bis 
der Staatsbedarf für das Jahr 1850 und 1851 durch ein Finanzgeſetz 
ermittelt und bewilligt fein wird. Eine Verordnung vom 4. d. M. 
nennt das einen Verfaſſungsbruch, zu welchem ſich die Ständeverſamm⸗ 


lung habe hinreißen laßenz fie bezeichnet das als den erſten Schritt. 


zur Rebellion und bält dadurch den ganzen Beſtand der Verfaſſung in 
Frage geſtellt. Dieſen in Frage zu ftellen, müſſen wir aber als den 
alleinigen Zweck des Miniſteriums bei ſeinem ganzen Verhalten ſeit 
Februar d. J. anfehen. Es iſt uns nicht überraſchend geweſen, für 
das eigene Unternehmen das Verſchulden auf die Ständeverſammlung 
zu werfen zu ſehen. War es doch ſo am leichteſten, den Vorwand 
für die Behauptung zu finden, daß die vorhandenen Geſetze zur Er⸗ 
haltung der ernſtlich bedrohten öffentlichen Ordnung unzulänglich und 
deshalb Ausnahmsmaßregeln nothwendig geworden ſeien. Als eine 
ſolche hat die gedachte Verordnung die ſofortige Erhebung der durch 
das Finanzgeſetz vom 5. April v. J. zur Beſtreitung der Staatsaus⸗ 
gaben dem Finanzminiſterium überwieſenen Steuern und Abgaben 
angeordnet. Dieſe waren aber nur für das Jahr 1849 bewilligt und 
können daher jetzt nicht mehr erhoben werden, ſie hatten nur die Be⸗ 
ſtimmung, den ermittelten und bewilligten Staatsbedarf jenes Jahres 
zu decken, und koͤunen daher nicht zum Behufe einer ſonſtigen Verwen⸗ 
dung erhoben werden. Zufolge $- 146. der Bl. ſoll in den Verord⸗ 
nungen und Ausſchreiben, welche Steuern und Abgaben betreffen, 
die landſtändiſche Verwilligung beſonders erwähnt ſein, ohne welche 
kein Erheber zur Einforderung berechtigt und kein Pflichtiger zur Eut⸗ 
richtung ſchuldig iſt. Die Verordnung vom 4. d. M. erwähnt einer 
landſtändiſchen Verwilligung nicht, eutſpricht aber keineswegs den 
Erforderniſſen des §. 146 der Verfaſſungsurkunde; die Hinweiſung 
auf . 95 der letzteren erſetzt ſolches Erfordniß nicht, da dieſe Beſtim⸗ 
mung die Steuererhebung nicht betrifft. Ohnehin hat unſere Zuzie⸗ 
hung bei Anordnung der am J. d. M. getroffeuen Maßregel keines⸗ 
wegs ſtattgefunden: es iſt uns dieſe Mapregel ganz unbekannt geblie- 
ben und die eutgegenſtehende Behauptung der Verordnung iſt unbe⸗ 
gründet. Keinenfalls haben wir unſere Zuſtimmung zu jener Maß⸗ 
regel ertheilt. Es war nicht die Ständeverſammlung, ſondern das 
‚Minifterium, das ſich von den Vorſchriften, welche den geſicherten 
Gang des Staatslebens bedingen, losgeſagt, die Landſtände waren 
ſehr geneigt, die zur Deckung des Staatsbedarfs nöthigen Steuern 
zu bewilligen, ſie wurden aber aufgelöft, als fie mit deſſen Ermitte⸗ 
lung und mit der Bewilligung der Steuern für den Staatsbedarf ſich 
beſchäftigen wollten. Zeitig ſoll nach den Vorſchriften der Verf.⸗Urk. 
den Landſtänden der Vorauſchlag der Staatseinnahmen und Ausgaben 
vorgelegt, dabei die Nothwendigkeit der zu machenden Ausgaben nach- 
gewieſen und das Bedurfuiß der vorgeſchlagenen Abgaben gezeigt 
worden. Als aber die neugewählte Ständeverſammlung wieder be⸗ 
rufen war, legte das Miniſterium keinen Vorſchlag vor und erklärte 
einen ſolchen zur Zeit weuigſtens nicht vorlegen zu können, und unterließ 
gänzlich, das Bedürfniß von Abgaben zu zeigen. Damit ſtellte es 
ſich ſelbſt außerhalb des Bereiches der Verfaſſungs⸗Urkunde. Es wird 
uns nicht Wunder nehmen, das Miniſterium auf dieſem Wege fort⸗ 
ſchreiten zu ſehen, um Stüd für Stück die verfaſſungsmäßigen Rechte 
des Landes zu vernichten und ſo allmählich den endlichen Zweck einer 
gänzlichen Zerſtörung der Verfaſſung zu erreichen. Auf weſſen Seite 
der erſte Schritt zur Rebellion erfolgt iſt, wer die Sicherheit des Staa⸗ 
tes gefährdet hat, brauchen wir nicht anzudeuten; aber entſchloſſen 
find wir, feſt entſchloſſen, die Verfaſſung zu ſchützen, fo viel in un⸗ 
ſeren Kräften ſteht. Mit Zuverſicht hoffen wir darin auf die Beiſtim⸗ 
mung und die Unterſtützung aller Bürger des Staates, vorzugsweiſe 
aber derer, welche die Verpflichtung nicht zur Beobachtung, ſondern 
auch zur Aufrechterhaltung der Landesverfaſſung noch beſonders eidlich 
bekräftigt haben. Wir erwarten zunächſt mit Sicherheit, daß kein 
Erheber Steuern oder Abgaben einfordern wird, die nicht auf einem 


Ausſchreiben oder einer Verordnung beruhen, worin die landſtändiſche 
Verwilligung ausdrücklich etwähnt iſt und brauchen nicht zu verſichern, 
daß wir, wenn dagegen dennoch gefehlt werden ſollte, von dem uns 
durch $. 61. der Verfaſſungsurkunde eingeräumten Rechte der Anklage 
gegen den betreffenden Staatsdiener Gebrauch machen werden. 

Kaffel, den 8. September. (D. R.) Das vorläfing letzte 
Blatt der N. Heſſ. Ztg. iſt heute erſchienen; es enthält einen Artikel 
über die vorausſichtliche Haltung der kurheſſiſchen Armee gegenüber 
den Angriffen Haſſenpflug's auf die Verfaſſung, ferner den Beſchluß 
und die Anklage des bleibenden landſtändiſchen Ausſchuſſes gegen die 
Miniſter Haſſenpflug, von Haynan und von Baumbach; und dann 
die Erzählung des Herganges, wie der Zeitung ſelbſt ihr vorläuſiges 
Ziel geſteckt werden ſollte (was ſpäter auch durchgefuhrt worden iſt). 
Der Bericht darüber lautet: 

Kaffel, den 7. September, Nachts 114 Uhr. So eben iſt 
das Lokal der Neuen Heſſiſchen Zeitung von Bewaffneten (Gens⸗ 
d'armen und Infanteriſten) beſetzt worden. Der Sergeant Fin⸗ 
gerling vom Leib⸗Regiment mit zwei Musketieren hat dem Drucker 
und den Redakteuren eine Verfügung, unterzeichnet vom „Oberbefehls⸗ 
haber“ Generallieutenant Bauer (Beglaubigung und Siegel fehlte), 
vorgezeigt, worin „auf den Grund des 8 4 der Verordnung vom 7. 
d. M.“ und „nach einer Mittheilung des Kurfürſtl. Miniſterlums des 
Innern“ die „Neuheſſiſche Zeitung“ die „Erlaubniß ihres Forterſchei⸗ 
nens“ nicht erhalten habe, und deshalb „zur Vermeidung weiterer 
Preßerzeſſe“ und „der dadurch zu beſorgenden Aufregung“ die „als⸗ 
baldige Beſchlagnahme der Preſſen jener Zeitung und der vorhandenen 
Exemplare befohlen wird.“ 

Ein Offizier ſcheint ſich zur Ausführung dieſer Gewaltthat nicht 
gefunden zu haben; es fiel den Redakteuren ſchwer, von den ehrlichen 
Musketieren, die jo eben zur Beſorgung dieſer litterariſchen Miſſion 
aus der Kaſerne waren geholt worden, genauere Auskunft zu erhalten 
und ſich ihnen verſtändlich zu machen. Der Sergeant Fingerling er⸗ 
klärte, daß er Befehl habe unmittelbar vom Herrn Generallieutenant, 
die Zeitungen, falls deren vorhanden, wegzunehmen, und den Herren 
Redatteuren obigen ſchriftlichen Befehl zu zeigen. Es wurde ihm be⸗ 
merkt, daß von einer Befolgung jenes „Befehles“, zu welchem Herr 
Generallieutenant Bauer nicht die mindeſte Befugniß habe, keine Rede 
ſein könne. Da man vom Herrn Generallieutenant Baller nie eine 
Erlaubniß verlangt, derſelbe auch keine zu ertheilen habe, ſo müſſe m 
überhaupt dieſe ſeltſame Anmaßung zurückweisen. Der 1 5 
Exemplare“ konnten ſich übrigens die Musketiere aus dem Grunde 
nicht bemächtigen, weil keine Eremplare vorhanden waren. Doch un⸗ 
terließen die Redakteure, ſo wie die hinzugekommenen Zeugen nicht, die 
Soldaten auf das Strafbare ihres Beginnens nachdrücklich aufmerk⸗ 
ſam zu machen, als welches eine Geſetzwidrigkeit, einen groben Ein⸗ 
griff in fremde Rechte enthalte. Nachdem der zum Schutze des ange⸗ 
griffenen Eigenthums herbeigerufene Polizeidirektor von Kaſſel, Herr 
Bürgermeiſter Henkel, ein Protokoll über dieſe außerordentliche Bege⸗ 
benheit aufgenommen hatte, welche außerdem noch durch die hinzuge⸗ 
kommenen Zeugen, Fabrikant Eggena, Rentier Heinrich, Geh. Ober⸗ 
Medizinalrath Dr. Schuchard, Kaufmann Rittershauſen, Fabrikant 
Ihlé, Farbermeiſter Engelhard, Spediteur Credé, Bäckermeiſter Pfeif- 


fer, Obergerichtsanwalt Dr. Karl Det i 5 
Schriftſetzer Schalck, Brauns, Eee 8 te , , 
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Drucker Wambach, Fiſcher, Mergel, Läufburſch Landefeld Fre“ 
werden kann, entfernten ſich die Musketiere, oh für 5 hit 
Gewaltverſuch ausgeführt zu haben. — — — — Die zum Schutze 
des bedrohten Eigenthums nöthigen Schritte ſind in unſerem eigenen 
wie im öffentlichen Intereſſe ſofort eingeleitet worden. 0 
Kaſſel, den 8. September. (D. R.) Die C. C. enthält folg 
tel. Depeſche: Durch eine heute publizirte Verordnung iſt der General- 
lieutenant Bauer zum Oberbefehlshaber ernannt worden; als Mili⸗ 
tär⸗Kommiſſäre find General Schirmer nach Fulda, Oberftlieutenant 
Hillebrand nach Marburg und Major Einer nach Rintelen geſendet 
Der permanente ſtändiſche Ausſchuß hat am 7. die Anklage gegen die 
Miniſter an den Staatsprokurator gelangen laſſen. Die Neue Hef- 
ſiſche Zeitung iſt unterdrückt, und ihre Preſſen ſind verſiegelt worden. 
Die Redaktion hat bei dem Obergerichte um Rechtshülfe nachgeſucht. 
Die drei oberſten Finanzkollegien, die Oberſteuer⸗, die Oberzolldirektion 
und die Direktion der Hauptſtaatskaſſe haben dem Miniſterium ange⸗ 
zeigt, daß ſie der Verordnung vom 4. d. M., als einem illegalen Akte 
nicht Folge leiſten würden. Der Exlaß eines Preßgeſetzes wird ſtünd⸗ 
lich W ; 
ieſer Depeſche fügt die Conſtitutionelle Korreſpondenz hinzu: 
ER eben geht uns noch der Text der ſchon erwähnten he 
ordnung vom 7ten zu. Die Beſtimmungen derſelben lauten nach ei⸗ 
e e ne ee 1 Sämmlliche kur⸗ 
i bis auf Weiteres in Kriegszuſtand — dur 5 
a I lach bürgerliche Verkehr ann Per Erna 
Rrieasyuflandes die in Nen Ju es treten während der Dauer des 
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zuſtand bedingten, von unſeren Miniſterien ergebenden, Anord 

einem militäriſchen Oberbefehlshaber Bae wird ß une beſſen 
Befehle zu dieſem Zwecke das ſtehende Heer, jo wie die in den einzel 
nen Gemeinden beſtehenden Bürgergardew und ſämmtliche Civilbehör⸗ 
den, mit Ausnahme der Gerichte, in ihren geſetzlichen Funktionen ge⸗ 
ſtellt ſind. §. 2. Dieſem Oberbefehlshaber, ſo wie den ihm unter⸗ 
geordneten Kommandanten, iſt im Beſondern die obere Leitung der 
Ausübung der geſammten Staatspolizeigewalt übertragen. $. 3. Alle 
Volksverſammlungen ſind verboten, Verſammlungen von Vereinen 
aber nur mit Genehmigung des Militärbefehlshabers des betreffenden 
Ortes oder Bezirkes ſtatthaft. 8. 4. Zeitungen politischen Inhalts 
dürfen ohne Genehmigung Unſeres Miniſteriums des Junern nicht 
herausgegeben werden. Von einem jeden Blatte einer politiſchen 
Zeitung iſt, bei Meidung ihrer, auf polizeilichem Wege zu bewirken⸗ 
den ſofortigen Unterdrückung, eine Stunde vor der Ausgabe ein Erem⸗ 
plar dem Kommandanten des betreffenden Ortes oder dem von ihm 
beftellten Kommiſſar vorzulegen. Die Kommandanten, beziehungsweise 
die von ihnen beſtellten Kommiſſare haben Blätter, in welchen Schmä⸗ 
hungen gegen Unſere Allerhöchſte Perſon, die Staatsregierung und bes 
ren Organe, oder Aufreizungen zum Ungehorſam, oder zur Widerſetz⸗ 
lichkeit gegen die Obrigkeit enthalten find, ſofort in Beſchlag zu neh⸗ 
men. Dieſe Beſtimmungen finden auch auf politiſche Flugſchriften, 
Plakate und bildliche Darſtellungen Anwendung. F. 5. Ob und 
wann in vorkommenden Fällen von der Gewalt der Waffen nach 
Kriegsgebrauch Anwendung zu machen iſt. hängt lediglich von dem 
Urtheile und der Entſchließung des Oberbefehlshabers oder des betrefs 
fenden Kommandanten ab, welcher in dieſer Beziehung nur Uns ver⸗ 
antwortlich iſt. §. 6. Der Oberbefehlshaber — und in dringenden 
Fällen vorläufig auch der Militäͤrkommandant einzelner Ge le, 


welcher jedoch zum Zwecke der Genehmigung ſchleunigſt Anzeige an 
jenen zu machen hat — iſt ermächtigt, die beſtehenden Behörden und 
Staatsbeamten zu fuspendiren, und die Ausübung der Amts gewalt 
derselben durch Kommiffare zu bewirken, fo wie die Bürgergarden auf⸗ 
zulöfen, ſobald die Erhaltung der Sicherheit und der offentlichen Ord⸗ 
nung in den unter ihren Befehlen ſtehenden Gebietstheilen ſolche Maß⸗ 
regeln erfordert, und dieſe unaufſchieblich erſcheinen. 8. Die Ver⸗ 
gehen des bewaffneten Widerſtandes gegen die Obrigkeit und deren 
Diener, des Aufruhrs und des Hochverraths ſind nach den Kriegsge⸗ 
fegen zu unterſuchen und zu beſtrafen. 8. 8. Die verſtehenden Vor⸗ 
ſchriften bleiben ſo lange in Kraft, bis wegen deren Genehmigung an 
die baldthunlichſt zu verſammelnden Landſtände die erforderliche Bor: 
lage gemacht werden kann. } 

— (Berl. Nachr.) Wir haben auf Privatwegen noch glücklich 
die „Neue Heſſiſche Zeitung“ von dieſem Datum erhalten. Sie 
enthält die Anklage des Steuerausſchuſſes, fie lautet: 

„In der heute Abend öffentlich bekannt gemachten, hier beifol⸗ 
genden Verordnung haben die Staatsminiſter Haſſenpflug, Major 
v. Hay nau und Legationsrath v. Baumbach dahier 1) über ſämmt⸗ 
liche kurheſſiſche Lande mitten im Frieden ohne alle rechtliche Veran⸗ 
laſſung und ohne Zuſtimmung des bleibenden landſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuſſes den Kriegszuſtand erklärt; 2) alle Volksverſammlungen und 
Verſammlungen von Vereinen verboten; 3) die Herausgabe von Zei’ 
tungen politiſchen Inhalts von der Genehmigung des Miniſteriums 
des Innern abhängig gemacht; 4) einen militairiſchen Ortsbefehlsha⸗ 
ber beſtellt, denſelben der verfaſſungsmäßigen Verantwortlichkeit über⸗ 
hoben und zur Suspendirung der Behörden und Staatsbeamten und 
zu ſonſtigen Willkürmaßregeln ermächtigt; 5) die Staatsbürger den 
Militairgerichten und Geſetzen unterworfen. Wir finden hierin einen 
unerhörten groben Mißbrauch der Amtsgewalt, welcher ſogar nach $ 
1 der Verordnung vom 14. Februar 1795 in die Kategorie des Hoch⸗ 
verraths fällt, indem er offenbar darauf abzweckt, die bisherige Ein⸗ 
richtung und Verfaſſung des Landes zu Grunde zu richten, haben des⸗ 
halb nach 8 61 der Verf.⸗Urk. die Anklage gegen die Vorgenannten 
auf den Grund obiger Thatſachen beſchloſſen und erſuchen die Staats- 
prokuratur nach $ 75 des Gerichts⸗Organiſationsgeſetzes vom 31. 
Oktober 1848 dieſe Anklage zum gerichtlichen Verfahren zu bringen, 
auch wegen der auf dem Verzuge haftenden großen Gefahr die ſofor⸗ 
tige Verhaftung der Angeklagten zu veranlaſſen. Unſere 
Legitimation ergiebt die weitere Anlage. Kaſſel, am 7. Sept. 1850. 
Der bleibende landſtändiſche Ausschau.” 

Kaffel, den 9. September. Der Staatsprokurator hat bie 
Miniſter⸗Anklage abgelehnt, dagegen hat der Ober⸗Staatsprokurator 
die, Einleitung des Prozeſſes und einen Antrag auf Verhaftung der 

niſter befohlen. Der Stadtrath von Hanau verweigert die Ver⸗ 
kündigung der Ordonnanz über den Kriegszustand. (Tel. Korr.⸗B.) 

Kaſſel, den 9. September. Heute Morgen iſt das Schützen⸗ 
Bataillon nach Marburg abgegangen, wo der Bataillonskommandeur, 
Oberſtlieutenant Hillebrand, als Kommandant fungiren ſoll. Auch in 
Rinteln, Rotenburg und Fulda ſind ſolche Kommandanten ernannt 
worden. Der Kommandeur des Garderegiments, Herr von Urf, iſt 
zum General ernannt worden. Bene f (D. R.) 

Kaſſel, den 10. September. Auf außerordentlichem Wege theile 
ich Ihnen mit, daß hier die Nachricht verbreitet iſt, unſere Regierung 
habe ſich nicht, wie vorausgeſetzt wurde, an Baiern, ſondern an Han⸗ 
nover wegen militäriſcher Hülfe gewendet; zugleich aber wird verſichert, 
daß der König von Hannover nicht geneigt ſei, auf ein ſolches Anſin⸗ 
nen einzugehen. — Unſer Obergericht hat den Staatsanwalt, welcher 
gegen die Redaktion der N. Heſſ. Ztg. mit einer Anklage vorgeſchritten 
war, und ſich dabei auf die Verordnung vom 7. d. M. geſtützt hatte, 
zur Verantwortung gezogen und in Strafe genommen. (D. R.) 

Stuttgart, den 9. September. In der Anklage wider den 
Miniſter Wächter⸗Spittler iſt derſelbe mit 8 gegen 4 Stimmen 
freigeſprochen worden. (Tel. Korr.⸗B.) 

Frankreich. 

Paris, den 7. September. (Köln. Itg.) Perſiguy hat von 
Berlin ein eigenhändiges Schreiben des Königs an L. Napoleon mit⸗ 
gebracht und ſofort nach Cherbourg abgeſchickt. — Die Zahl der Ge⸗ 
neralräthe, die ſich für die Verfaſſungs⸗Reviſion ausgeſprochen haben, 
iſt abermals um 10 geſtiegen, und beträgt daher, ſo weit bis heute 
Morgen offiziell bekannt iſt, 43, gerade die Hälfte der Geſammtzahl 
der Departements von Frankreich. Zwei von jenen 10 verlangten die 
Reviſion „ſobald als möglich“, die übrigen verlangten ſie „auf ge⸗ 
fegliche Weiſe“ oder laſſen dieſen Punkt ganz unerwähnt; einer, der 
des Departement du Nord, ſpielt auf die „Stabilität der Regierung“ 
an. — Die Regierung hat folgende tetegraphiſche Depeſche veröffent⸗ 
licht: Cherbourg, 6. Sept, 1 uhr Morgens. „Der Praſident hat 
Caen um 93 Uhr verlaſſen; es war Nacht, als er in Cherbourg an⸗ 
lam. Das Staatsoberhaupt wurde auf dem ganzen Wege, nament⸗ 
lich zu Bretteville, Baeur, Formigny, Carentan, Valognes und 
Cherbourg, von der eifrigſten und ſympathiſirendſten Menge empfan⸗ 
gen. Ueberall ward er mit den Rufen; „Es lebe Napoleon! Es lebe 
der Präſident!“ begrüßt. Der Präfekt und die Volksvertreter der 
Manche haben den Präſidenten beim Eintritte in ihr Departement 
empfangen. Die Bürgermeiſter des Bezirks von Cherbourg begaben 
ſich zu Pferde zwei Stunden von der Stadt und begleiteten das Ober- 
haupt der Regierung bis zur Seepräfektur.“ Eine zweite telegraphi⸗ 
ſche Depeſche aus Cherbourg vom 7. Sept., Morgens 8 Uhr, meldet: 
„Der Präſident hat alle Behörden des Bezirks empfangen. Der Em⸗ 
pfang dauerte über zwei Stunden. Alle Bürgermeiſter hatten ſich zu 
erſcheinen beeifert. Man bemerkte auch eine große Anzahl auf Luſt⸗ 
ſchiſſen nach Cherbourg gefommener Engländer von Rang. Um 1 
Uhr hielt der Präſident Heerſchau über die Nationalgarde und die 
Truppen der Beſatzung, inmitten eines großen Zulaufs der von allen 
Punkten des Departements herbeigeeilten Bevölkerungen. Um 3 Uhr 
wohnten über 700 Perſonen einem von der Stadt dem Präfidenten 
dargebotenen Bankett bei. Sein Eintritt und ſein Weggehen wurden 
durch die Rufe: „Es lebe der Präſident! Es lebe Napoleon!“ begrüßt. 
Die Antwort des Präſidenten auf den durch den Bürgermeiſter ihm 
dargebrachten Toaſt ward mit mehrmals wiederholten Beifallsru⸗ 
ſen aufgenommen. Heute Beſuch des Arſenals und des Geſchwaders.“ 
— Das „Journal des Debats enthalt ein Schreiben aus Cherbourg 
vom 6. beſſen Verfaſſer die Reife des Präſidenten mitgemacht hat und 

über den Empfang zu Bayeur und den anderen Zwiſchenorten 
dis Cherbourg berichtet. Zu Bayeur fanden die Nationalgarden der 
Stadt und von 25 bis 30 Landgemeinden unter Waffen. Während 
der Fahrt nach dem Stadthauſe hörte man viele Vivats für Napo⸗ 
leon, aber nur wenige für bie Republik. Nach abgehaltener Revue 
beſuchte L. Napoleon Muſeum und Kirche; vor letzterer riefen Socia⸗ 
liſten der Republik Vivats, die ganze Volksmaſſe aber antwortete ſo⸗ 
fort mit „Es lebe Napoleon!“ Die Snaßen und Häuſer von Bayeur 
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waren feſtlich geſchmückt. Der Präſident betrat und verließ die Stadt 


unter Kanonendonner und Glockengeläute. Zu Iſiguy war, wie in 
allen übrigen Orten, ein Triumphbogen errichtet, aber die National⸗ 
garde, welche Spalier bildete, und die Bevölkerung ſchrieen mit einer 
Art von ſeindlicher Erbitterung „Es lebe die Republik! Es lebe die Ver⸗ 
faſſung!“ Es wurden jedoch auch Vivats für Napoleon laut. Eine 
Salve von 101 Kanonenſchüſſen kündigte des Präsidenten Ankunft 
zu Cherbourg an, wo in den feſtlich geſchmückten und beleuchteten 
Straßen bis zur Seepräfektur die Nationalgarde, die Truppen und 
die Douaniers Spalier bildeten. Der Präſident, durch die raſche Reiſe 
etwas angegriffen, zog ſich bald in ſeine Gemächer zurück. In Cher⸗ 
bourg und Umgegend zählt man 30- bis 40,000 Fremde, worunter 
8. bis 10,000 Engländer. Alle Hütten auf 8 und 10 Stunden in 
der Umgegend ſind mit logirenden Fremden überfüllt und für ein dürf⸗ 
tiges Lager zahlt man jede Nacht 40 bis 50 Franken, ſo daß die 


Einwohner eine reiche Geldärnte machen. Die Schiffe im Hafen be⸗ 


herbergen mehrere Tauſende. — General Haynau, welcher von Lon⸗ 
don hieher kommen wollte, ſcheint ſich anders beſonnen zu haben, da 
er die ſchon in einem Hotel gemietheten Zimmer abbeſtellt hat. — 
Heute Vormittag waren die Miniſter im Louxembourg verſammelt, 
angeblich aus Anlaß des unter Einwirkung Changarnier's in der 
Tullerien-Kapelle abgehaltenen Seelenamtes für L. . Oft — Ein 
in allen Kaſernen anzuſchlagender Tagesbefehl ſol den Ofſtzieren und 
Soldaten jede Betheiligung an einem Banket ohne vorherige Erlaub⸗ 
niß Changarnier's unterſagen. Dieſer Befehl iſt gegen die Anordner 
des großen bonapartiſtiſchen Bankets beſtimmt. 

Paris, den 9. September. Salvandy iſt von Claremont nach 
Frohsdorf abgereiſt. — Der Präſident hielt in Cherbourg eine Rede 
voll kaiſerlicher Anklänge. (Tel. Korr. B.) 

Straßburg, den 5. September. (Köln. Ztg.) Es war vor⸗ 
auszuſehen, daß das Benehmen der Nationalgarde in Colmar wäh⸗ 
rend der Anweſenheit des Präſidenten daſelbſt zu Maßregeln gegen 
dieſe ultrademokratiſche Bürgerwehr führen werde. Die Artillerie iſt 
nun gänzlich aufgelöſt, und von der Infanterie traf zwei Kompagnieen 
das nämliche Loos. Das Dekret des Präfidenten, welches dieſe Ver⸗ 
fügung brachte, hat in der oberrheiniſchen Hauptſtadt doch einigen 
Mißmuth erzeugt. Für einzelne Nationalgarden Lothringens erwar⸗ 
tet man ebenfalls Auflöſungs⸗Dekrete. — Die Paris⸗Straß burger 
Eiſenbahn hat heute ihre Fahrten bis Vitry ausgedehnt. Wir rücken 
der Hauptſtadt immer näher, und werden die Bauten mit dem Kraft⸗ 
aufwande fortgeſetzt, wie das gegenwärtig geſchieht, ſo wird die ganze 
Linie im nächſten Jahre beendigt. Man hat berechnet, daß die direk⸗ 
ten Züge den Weg von Paris nach Straßburg innerhalb 9 Stunden 
zurücklegen werden. 

Dänemark. 

Kopenhagen, den 7. September (D. R.) Durch Bekanntma⸗ 
chung des außerordentlichen Regierungskommiſſair von Tilliſch vom 
2. d. iſt die Verordnung der vorigen Landesverwaltung in Schleswig 
wegen einer Schleswigſchen Interims-Flagge aufgehoben 
worden; desgleichen ſind die Bekanntmachungen der proviſoriſchen Re; 
gierung vom 2. Mai und 21. Oktober 1848, betreffend die ſchleswig⸗ 
holſteinſche Flagge und Marke aufgehoben worden. 

Von Sonderburg auf Alſen wird vom 3. September geſchrieben: 
Der fünfundzwanzigſte Jahrestag der Thronbeſteigung (2) des ruſſiſchen 
Kaiſers wurde heute Vormittag gefeiert. Kanonendonner von den hier 
liegenden ruſſiſchen Schiffen und von unſerer Möllebatterie begrüßten 
den Tag. — Der Großfürſt wird hier erwartet. 4 

Das zwifchen hier und Flensburg fahrende Dampfſchiff „Vesper“ 
iſt bei Sonderburg auf Grund gekommen, hat geſtoßen und iſt leck ge⸗ 
worden, daher eine Reparatur vorgenommen werden muß. 


Spanien. 
Madrid, den 4. September. Die Wahlen ſind vollſtändig 
konſervativ ausgefallen. (Tel. Korr.⸗B.) 
Türkei. 


Konſtantinopel, den 29. Auguſt. Die türkiſche Flotte hat den 
Befehl erhalten, nach dem Bosporus zurückzukehren. (Tel. K.⸗B.) 


Griechenland. 
Athen, den 3. September. Der Miniſter des Kultus, Korfio- 
takis, wurde mit 6 Kugeln erſchoſſen. Urſache dieſer That ſcheinen 
die nächſten Wahlen zu ſein. (Tel. Korr.⸗B.) 


Locales ze. 

Schwurgerichts⸗Sitzung. . 

Poſen, den 11. September. Am Dienſtage fand zuerſt bei 
theilweiſe ausgeſchloſſener Oeffentlichkeit die Verhandlung der Anklage⸗ 
ſache gegen die unverehlichte Franziska Przybylska aus Gora, wegen 
verheimlichter Schwangerſchaft und Niederkunft, ſtatt. Nach einer 
trefflichen Vertheidigungsrede des Defenſors, Aſſeſſor Pilet ſprachen 
die Geſchworenen die Angeklagte zwar der verheimlichten Sihwanger- 
ſchaft, nicht aber der verheimlichten Niederkunft ſchuldig, wodurch ſich 
ſelbſt der Staatsanwalt veranlaßt ſah, auf Freiſprechung der Ange⸗ 
Hagten anzutragen, da für das erſtgenaunte Verbrechen ein beſonderes 
Strafgeſetz nicht beſteht, vielmehr die verheimlichte Schwangerſchaft 
nur in Verbindung mit der verheimlichten Niederkunft ſtrafbar iſt. 
Der Gerichtshof trat dieſer Anſicht bei und ſprach die Angeklagte frei. 
Demnächſt folgte am Nachmittage die letzte Sache, eine Anklage ge⸗ 
gen den Buchhändler Valentin Stefanski von hier, wegen Maje⸗ 
ſtätsbeleidigung. Als Defenſor ſteht demſelben, wie bei ſeinen 
früheren Prozeſſen, der Rechtsanwalt Krauthofer zur Seite. In Ar. 
34 des im Verlage und unter Verantwortlichkeit des Angeklagten er⸗ 
ſchienenen Wielkopolanin von dieſem Jahre befindet ſich ein Artikel, 
überſchrieben: Wie würde es ſein, wenn Polen frei wäre? In demſel⸗ 
ben werden die Juſtände eines freien, ungetheilten Polens in dem ro⸗ 
ſigſten Lichte ausgemalt, ein wahres Eldorado voll allgemeiner Zufrie⸗ 
denheit uud Glückſeligkeit; da würde es wenig Steuern geben, die 40 
Millionen, welche die jetzt von Preußen, Oeſterreich und Rußland in 
Beſitz genommenen Domänen werth wären, würden lediglich für höhere 
und niedere Schulen verausgabt werden; den Kirchen und Klöſtern 
würden ihre Güter reſtituitt werden und fo den Bürgern der Aufbau 
und die Erhaltung von Kirchen nicht ſo viel koſten wie jetzt; Eiſen⸗ 
bahnen würden gebaut werden, zwiſchen Warſchau und Poſen, zwi⸗ 
ſchen Poſen und Krakau, zwiſchen Krakau und Lemberg u. ſ. w. und 
Alles würde billiger werden, namentlich auch das Salz, da dann zwi⸗ 
ſchen Wieliczka und hier keine Zollgrenze fein würde. Eine beſondere 
Berücksichtigung findet die Heeresorganifation, bei der ein Jeder Sol⸗ 
dat ſein und ſich in den Waffen üben würde, ohne daß es ein ſtehendes 
Heer gäbe. Bei dieſer Gelegenheit wird überhaupt gegen das Juſti⸗ 
tut der ſtehenden Heere losgezogen und gejagt: Nur ein Räuber (dra- 


ieny) bedarf zur Niederhaltung unterjochter Völker gewaltiger, ſte⸗ 

sn Heere; denn dem Diebe brennt die Mütze auf dem Kopfe, — 
ein freies Volk dagegen u. |. w. In dieſen Ausdrücken hat die Staats⸗ 
anwaltſchaft eine Beleidigung des Königs von Preußen gefunden, da 
nach der ganzen Haltung des Artikels die gebrauchten beleidigenden 
Ausdrücke auf dieſen ſich beziehen. Der Angeklagte geſteht zu, Verfaſ⸗ 
fer dieſer incriminirten Stelle des Artikels zu fein, ftellt aber die belei⸗ 
digende Abſicht derſelben in Abrede und behauptet, daß vielmehr, wer 
jenen Sinn aus der Stelle herausleſe, ſich einer Majeſtätsbeleidigung 
ſchuldig mache. Hr. Krauthofer beginnt ſeine Vertheidigungsrede mit 
der Anfrage an den Staatsanwalt, ob er den König von Preußen 
für einen Solchen halte, der großer, ſtehender Heere beduͤrfe? Da ihm 
auf dieſe captiöſe Frage, welche unſeres Erachtens von dem Vorſitzen⸗ 
den überhaupt als unſtatthaft hätte zurückgewieſen werden müſſen, von 
der Staatsanwaltſchaft eine ihm nicht genügende Auskunft ertheilt 
wird, jo deducirt Hr. Krauthofer, daß entweder es richtig ſei, daß der 
König von Preußen jener Truppenmaſſe bedürfe, und dann enthalte 
der Artikel nur die Wahrheit, was nicht ſtrafbar ſei, oder der König 
von Preußen bedürfe ſolcher ſtehender Heere nicht, und dann könne 
der Artikel und die ineriminirte Stelle nicht auf ihn bezogen werden 
und liege keine Majeſtätsbeleidigung vor. Er behauptet ſodann, daß 
überhaupt der in Rede ſtehende Artikel ſich nicht auf ſpezielle Zuſtände 
beziehe, ſondern Theſen enthalte, die aufzuſtellen doch heute ebenſo un⸗ 
geſtraft geftattet fein müſſe, als zu Luthers Zeiten; Sätze, welche ganz 
daſſelbe ſagten, wie die incriminirte Stelle, habe ſchon Machiavelli 
aufgeſtellt und den werde man deswegen doch nicht zur Unterſuchung 
ziehen wollen! Dem Worte drapiezuy beſtreitet der Defenſor übri⸗ 
gens die ſchlimme Bedeutung: Räuber, und behauptet, daß daſſelbe 
auch Ländereroberer heiße. Wenn bei uns große ſtehende Heere un⸗ 
terhalten würden, ſo träfe der Tadel dieſer Maßregel immer auch noch 
nicht den König, ſondern vielmehr die verantwortlichen Miniſter, 
welche im konſtitutionellen Staate die Sündenböcke wären; er erinnert 
dabei zu gleicher Zeit au ein Wort Friedrichs des Großen über die 
Oenunziationen von Majeſtätsbeleidigungen: man ſolle nicht jede Sot⸗ 
tiſe auf ihn beziehen. Namentlich bei dem Verbrechen der Majeitäts- 
beleidigung müßten die Geſchworenen wachen, daß nicht jedes unſchul⸗ 
dige Wort dafür angeſehen werde, vielmehr ſtets das Geſetz im ſtreng⸗ 
ſten Sinne paſſe. Nun folgen Hinweiſungen auf den vage Begriff 
von Majeſtätsbeleidigung, Anekdoten, was von Tyrannen Alles für 
Majeſtätsbeleidigung angeſehen worden, und andere, aus dem Engli- 
ſchen Rechtsleben entnommen, welche darthun ſollen, wie ſtreng dort, 
wo das Rechtsbewußtſein ſo vorzüglich ausgebildet iſt, die Formen 
des Geſetzes beachtet würden, was hier zur Nacheiferung empfohlen 
wird. — Die Geſchworenen blieben über eine Stunde in ihrem Bera⸗ 
thungszimmer, und erklärten dann mit 8 gegen 4 Stimmen den Ange⸗ 
klagten für nichtſchuldig, wonächſt der Gerichtshof das freiſprechende 
Erkeuntniß dem Angeſchuldigten publizirte. Zum Schluß ergriff noch 
einmal der Präſident Kutzner das Wort, um den Geſchworenen für 
ihren Eifer und ihre Ausdauer während der Seſſion zu danken. Er 
ermahnte dieſelben, auch ferner dem Inſtitute des Geſchworenen-Ge⸗ 
richts dies rege Intereſſe zu erhalten, und dafür zu wirken, daß daſſelbe 
gedeihe und im Bewußtſein des Volkes Wurzeln ſchlage; wies darauf 
hin, wie leider gegenwärtig ſo Viele ſich dem allerdings ſchwierigen 
Berufe eines Geſchworenen, vorzüglich durch Krankheits⸗Atteſte, zu ent⸗ 
ziehen ſuchten, daß dadurch die fernere Exiſtenz des ganzen Inſtituts 
in Frage geſtellt werde; und ſchloß damit, daß er einem Jeden anem⸗ 
pfahl, das Seinige zur Verhütung dieſes Rückſchritts zu thun. 

Poſen, den 12. September. Seit einigen halt ſich hier im 
Hotel de Baviere der päbſtliche Geſandte und Prälat, Fürſt Altieri, 
auf; über den Zweck ſeiner Sendung haben wir, da alle dergl. von 
Zeit zu Zeit an die Biſchöſe vorkommende Miſſionen des Pabſtes ſehr 
geheim gehalten werden, nichts Näheres erfahren können. 


8 Frauſtadt, den 10. Sept. In dem benachbarten Kirchdorfe 
Driebig, in welchem ſich auch ſeit einigen Jahren eine alt⸗ lutheriſche 
Gemeinde gebildet und ein Bethaus für ſich errichtet hat, iſt der Fall 
vorgekommen, daß ein Mann aus letzterer Gemeinde vor lauter Fröm⸗ 
migkeit wahnſinnig geworden iſt, wie dies aus folgender Thatſache 
hervorgeht. Seine Frau war ihm nicht fromm genug und er nahm 
ſich vor, ihr, wie er ſagte, Gottes Wort auf andere Art zu lehren. 
Mit einer Senſe ging er auf ſie los und wollte ſie durchbohren. Ge⸗ 
gen den gerade im Dorfe ſich aufhaltenden und herzugerufenen Kreis⸗ 
Phyſikus wiederholte er obige Worte und es wurde letzterem verſichert, 
daß er ſich ſchon mehrmals alſo gebehrdet habe. Der Arzt hielt es für 
Pflicht, um Unglück zu verhüten, den Schwärmer durch die herbeige⸗ 
holten Gerichtsleute binden zu laſſen, aber Niemand wagte es, dem 
mit der Senſe um ſich ſchlagenden Wütherich nahe zu gehen. Mit 
herbeigeholten Stangen wurde ihm endlich die Senſe aus der Hand 
geſchlagen, er ſelbſt niedergeworfen und gebunden und in Verwahrſam 
gebracht. Wie wir hören, ſind bereits Einleitungen getroffen, ihn 
nach der Irrenanſtalt zu ſchaffen. 


Verantw. Redakteur: C. E. H. Violet. 


Angekommene Fremde. 
Vom 12. September. 


Hotel de Baviere: Geometer Wilcke a. Gräfenberg; die Partikuliers 
v. Goslinowski a. Kempa und Gebr. v. Kierski aus Gaſawa; die 
Gutsb. v. Zaremba a. Sady, die Fr. v. Karsnicka a. Emden und 
v. Breza a. Jankowice. 

Hotel de Dresde: Gutsb. v. Zablocki a. Malice; Landrath v. Neid, 
meiſter a. Obornik; Lieutn. im 8. Inf.⸗Reg. Horſter und Rentier 
Herrmann aus Berlin. 

Bazar: Gaſtwirth Gronowicz u. Geiſtlicher Tomicki a. Koften; Gatsp. 
Tesko a. Tarnowo; die Gutsb. v. Paliſzewski a. Krakau, iv. Pali- 
rde a. Gebie, Fr. Kruſzynska a. Nawra, Fr. v. Sczaniecka a. 

rody und Piwnicki a. Luboſtron. 

Buſch's Hötel de Röme: Die Kauft. Hüſenett a. Berlin, Felgenhauer 
aus Stettin und Hauſen aus Gladbach; Landrath Gläfer a. Schroda. 

Schwarzer Adler: Landrath a. D. v. Moſzezynski a. Wydzierzewice; 
Holzhändler Malzer a. Tomaſzewo. 

Mötel de Paris: Kupferſchmidt Majorowski a. Miloslaw; Gutspächter 
v. Swircicki a. Wirſebaum. 

Krug's Motel: Gaſtwirth Jakubowski a. Filehne. 

Eichborn: Gouvernante Fräul. Liegnitzer aug Breslau; die Kauſleut 
Berliner 2 Oſtrowo und Sriedlinder a. N ante 

ur Krone: Die Kauf, Jablonsti a. Grätz, Gebr. Wolff a. 5 

3 Larger a. Obrzpeke, J ff a. Karge u 

Drei Lilien: Neſtaurateur Walz a. Obrzycko; Gutspächter Merdaſzew⸗ 
ski a. Borufzyn. 5 

Breslauer Gaſthof: Muſtkus Ginochio a. Meczanego. 

— 1 - 


Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen, 
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8 Neue Erscheinung. 
Das 


STETTINER BÖRSENBLATT, 


Organ für Handel, Schifffahrt 
und Ackerbau. 


Handelsblatt der Uorddeutkchen Zeitung, 
vertritt, fern von jeder politischen Partheistel- 
lung und Tendenz, von dem Princip des Frei- 
handels aus allein die Interessen des Handels 
und Landbaues den neueren Anmassungen der 
Schutzzöllner gegenüber und gewährt bei dem 
überaus mässigen Preise von 


II Thlr. vierteljährlich, 


trotz täglich Qmaliger Ausgabe, die Mög- 
lichkeit, ohne bedeutendes Opfer neben einer 
politischen Zeitung noch ein gediegenes Han- 
delsblatt zu halten. 

Das Börsenblatt liefert ausser den zu- 
verlässigsten Berichten von dem Plalæe 
selbst , die äusserst prompten und ausführ- 
lichen Börsen-, Getreide-, Producten- und 
Woaaren- Berichte aller für Deutschland 
wichtigen Handelsplätze, so wie täglich 
die neuesten Wechsel- Course; zugleich 

iebt es zahlreiche Erndte-Berichte , voll- 
stündige Schiffs-, See- und Fracht - Be- 
richte, und bringt längere Aufsätze über 
Ackerbau und Handel. 

Zugleich werden in dem Stettiner Börsen- 
blatte vom 15. d. Mts. ab 

die vollständigen Swinemün- 

der Einfuhr-Listen 

in eben so kurzer Zeit, wie solche in dem 
hier bestehenden besonderen Abdrucke für 
6 Thaler jährlich geliefert werden, mit Anga- 
be sämmtlicher Waaren und deren Empfän- 
ger mitgetheilt. 

Auf diese Weise füllt das „Stettiner Bör- 
sen-Blatt“ eine wesentliche Lücke auf dem 
Gebiete der Literatur aus. 

Alle Postämter nehmen darauf Bestellun- 
gen an. 


Die 


Redaction der Nord- 
deutschen Zeitung. 


Im Oktober d. J. erſcheinen die 2 erſten Bände von 


Göthes ſämmtlichen Werken, 
in einer neuen eleganten Groß-Oetav⸗ 
Ausgabe in 30 Bänden, von denen allmonat⸗ 

lich zwei ausgegeben werden. 
5 a Ri 24 Sgr. fehlen fh 
geneigten Beſtellungen hierauf empfehle 

zn Gebrüder Scherk Markt 77. 


— 


Nothwendiger Verkauf. 

Das im Wongrowiecer Kreiſe belegene, aus 
1340 Morgen 41 L. Ruthen beſtehende adlige Gut 
Wyſoka, landſchaftlich abgeſchätzt auf 34,619 
Rthlr. 2 Sgr. 4 Pf., zufolge der nebſt Hppotheken⸗ 
ſchein und Bedingungen in der Registratur einzu⸗ 
ſehenden Tare, ſoll f 

am 18. November 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Die dem Aufenthalte nach unbekannte Gläubige⸗ 
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rin Nepomucena von Skoraſzewska wird 
hierzu öffentlich vorgeladen. 
Wongrowiec, den 2. April 1850. 
Königl. Kreis-Gericht J. Abtheilung. 


Bekanntmachung. 

Auf dem Gute Pawlowo No. 8. ſtehen Rubr. 
III. No. 10. für die Ludwiea Urbanska 9333 
Rthlr. 10 Sgr. eingetragen. Auf dieſes Intabu⸗ 
lat ift in Sachen der Ludwig von Trzeinski- 
ſchen Erben wider die Cunigunde Zoladkow⸗ 
s kiſchen Erben in Folge der Requiſition des ehe⸗ 
maligen Landgerichts zu Poſen vom 11. Januar 
1829 nach der Verfügung vom 23. Februar 1829 
ein Arreſt in Höhe von 32954 Tympfen für die 
Zoladkowskiſchen Erben im Hypothekenbuche 
vermerkt, ein Rekognitionsſchein jedoch darüber 
nicht ertheilt worden. Die gedachte Poſt der 9333 
Rthlr. 10 Sgr. ſoll von dem früheren Beſitzer von 
Pawfowo ad Depositum des ehemaligen Land⸗ 
gerichts Poſeu bezahlt feyn. 

Die ihrem Aufenthalte nach unbekannten Cuni 
gunde Zoladkowskiſchen Erben oder deren Gef 
fionarien reſp. alle die, welche in ihre Rechte getre 
ten ſeyn mögen, werden deshalb, da der jetzige Be⸗ 
figer von Pawlowo die Löſchung der gedachten 
Schuldpoſt verlangt, im Wege des öffentlichen Auf⸗ 
gebots veranlaßt, ſich wegen ihrer Anſprüche an 
dieſelbe ſpäteſtens in dem vor dem Herrn Kreisrich— 
ter Funck 

auf den 14ten Oktober e. 
anberaumten Termine zu melden, widrigenfalls ſie 
mit ihren Anſprüchen präkludirt und ihnen deshalb 
ein ewiges Stillſchweigen wird auferlegt, auch nach 
ergangenem Präkluſions⸗Erkenntniſſe mit der Lö⸗ 
ſchung im Hypothekenbuche wird verfahren werden. 

Wongrowiec, den 28. April 1850. 

Königl. Kreis⸗Gericht. I. Abtheilung. 
Bekanntmachung. 

Zur Beruhigung der Auswärtigen, welche etwa 
der bevorſtehenden Verſammlung deutſcher Land⸗ 
und Forſtwirthe in Magdeburg beiwohnen möch- 
ten, machen wir hiermit bekannt, daß in der letzt⸗ 
verfloſſenen Woche die Sterblichkeit das um die ſetzige 
Jahreszeit gewöhnliche Maaß nur noch wenig über⸗ 
ſteigt, und daß die noch ſporadiſch vorkommenden 
Erkrankungsfälle an der aſiatiſchen Cholera bedeu⸗ 
tend gelinder auftreten. Es läßt ſich hiernach mit 
vieler Wahrſcheinlichkeit annehmen, daß die betref⸗ 
fende Epidemie ihrem Erlöſchen nahe ift. 

Magdeburg, den 9. September 1850. 


Die Sanitäts-Commiſſion. 
Dr. Voigtel, Kreisphyſikus. Dr. Schneider. 


Dr. Bette. Dr. Fiſcher. Varges, Kreis⸗ 
Wundarzt. Dr. Niemeyer. Dr. Reiche, Gehei- 
mer Sanitäts⸗Rath. Dr. Dohlhoff, Medizinal— 
Rath. Dr. Kerſten, Sanitätsrath. Dr. Schulz, 
Medizinal-Rath. F. Loff, Stadtverordneter. 
Adams, Hauptmann. Michaelis, Hauptmann. 
Wennhake, Kaufmann. Berrens, Bürger⸗ 
meiſter. von Gerhardt, Landrath. 


Bekanntmachung. 

Die Stadtgemeinde beabſichtigt, die vor 7 Jah⸗ 
ren mit einem Koſtenaufwande von circa 90,000 
Rthlr. in ihrem Grund- und Waſſerwerk neu und 
durchaus maſſiv erbaute, in der Stadt belegene 
O dermühle, in der ſich 5 Deutſche und 3 Ame⸗ 
rikaniſche Mahlgänge, die durch 4 Räder getrieben 
werden, und ein dem gegenwärtigen Pächter gehö- 
riger Graupengang befinden, und welche in den letz⸗ 
ten fünf Jahren durchſchittlich 27,000 Schfl. Wei⸗ 
zen und 87,000 Scheffel Roggen jährlich vermahlen 
hat, auf neue 6 Jahre vom J. Januar k. J. ab 
zu verpachten oder zu verkaufen. Käufer hat zum 
1. Januar k. J. nur eine Anzahlung von 15,000 
Rthlru. zu leiſten, das übrige wird ihm unter billi— 
gen Bedingungen ſtehen gelaſſen. Kommt ein Ver⸗ 
kauf der Mühle nicht zu Stande, ſo ſoll der bei der— 
ſelben befindliche Bauplatz mit der Berechtigung, 
durch Einhängung zweier Räder die noch vorhandene 
Waſſerkraft in dem Mühlengerinne zu andern indu⸗ 
ſtriellen Zwecken zu benutzen, verkauft werden. 

Die hierzu aufgeſtellten Bedingungen find in uns 
ferer Regiſtratur einzuſehen. 

Zum Verkaufe dieſer Realitäten, reſp. zur Ver⸗ 
pachtung der Mühle haben wir einen Termin 

8 a. Oe 3. Oktober 1850 
in unſerem Deputatious-Zimmer vor 
Stadt⸗Syndikus Fro ft anberaumt, den 5 Uhr 
beginnen und um 6 Uhr in der Art geſchloſſen wer— 
den ſoll, daß nach dieſer Zeit neue Vieter nicht zu— 
gelaſſen werden. 

Es werden nur ſolche Bieter zugelaſſen, die in 
Baarem oder in geldwerthen Staatspapieren oder in 
Pfandbriefen eine Kaution von 3000 Kthlr. erlegen, 
Nachgebote aber nicht angenommen. 

Brieg, den 6. Auguſt 1850. 

Der Magiſtrat. 


9900000 00000000000000000000000 
® Sonnabend den 14.0. Mis. Nachmittags 3 Uhr & 
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Berliniſche Lebens-Verficherungs-Gefellfchaft. 


Das urſprüngliche Aktien⸗Kapital von Einer Million Thalern garantirt den lebens⸗ 


Verſicherten zwei Drittel 


länglich 
Ende Auguſt d. J. waren verſichert 


des reinen Gewinns und ſchützt fie gegen jeden Nachſchuß. 


6240 Perſonen mit Sieben Millionen 884,900 Thalern, 


und wurden 89 Perſonen, verſichert mit 


136,100 Thalern, als verftorben, angemeldet. 


Die Geſellſchaft hat ihre Verſicherungen auch an ſolchen Orten, in denen epidemiſche 


Krankheiten, wie z. B. Cholera, 
Stütze und ein Troſt vieler Familien geworden. 
Auch haben Militair-Perſonen, 


herrſchten, unverändert fortgeſetzt und iſt dadurch eine 


welche in Folge von Kriegs- Zulage ih gegen die 


Gefahr von Krieg zu verſichern, Urſache hatten, mannigfaltigen Schutz genoſſen und find ihnen 


hierbei vielſeitige Erleichterungen eingeräumt worden. 
Geſchäfts⸗Programme werden in unſerm Bureau, 
Berlin, den 7. September 1850. 


Agenten, unentgeldlich ausgegeben. 


Spandauerbrücke No. 8., ſo wie bei unſern 


Direktion der Verliniſchen Lebens-Verſicherungs⸗Geſellſchaſt. 


Vorſtehende Bekanntmachung bringe ich hie 


Poſen, den 11. September 1850. 


rdurch zur Öffentlichen Kenntniß. 
Alexander 


Gadebuſch, 


Haupt⸗Agent der Berliniſchen Lebens⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Denjenigen Eltern, welche ihre Kinder 
Anſtalt anvertrauen wollen, * ich N 
daß ich zu Michaeli d. J. meine Schulanftalt und 
Wohnung an den Wilhelmsplatz in das Haus des 
Herrn Juſtizrath Mittelſtadt verlege. Emrich. 


Gymnaſiaſten finden als Penſionäre in einem 
anſtändigen Hauſe paſſende Aufnahme. Das Nä⸗ 
here im Odeum eine Treppe hoch rechts. 


Das durch viele Ausgewanderte beliebt gewor⸗ 
dene Schiff „Deutſchland“, Kapit. Hanker, 
wird am 21. September von Hamburg nach 
New⸗Pork expedirt. Ueberfahrtspreis wohlfeilſt. 
Paſſagierſcheine find zu löſen bei 

Nathan Charig, Markt 90. 


Sofort oder von Michaeli e. ab zu wermis 
eine Wohnung von 3 Stuben, Küche und ogg 
Breslauerſtraße No. 22. 1 Treppe hoch. r 


Kutſch⸗, Reiſe- und Fradıts Wagen, 
ſowohl in der Stadt als auswärts, ftehen dem reis 
ſenden Publikum zu jeder Zeit bei mir zur Dispoft- 
tion, und ſetze die Fahrpreiſe aufs allerbilligſte 
feſt. Zur Ziehzeit empfehle ich meine Rollwagen. 
G. Salomon, Hotel de Saxe. 


Dr. Borchardt's 
aromatisch - medieinische 


Kräuterseife, 


(erzeugt aus den frifchen Kräutern vom 
Jahre 1850.) 


approbirt von dem Hohen Königlich 
Preuß. Miniſterium der Me⸗ 
dizinal⸗Angelegenheiten u. 
. r vielen renom mir⸗ 
; ten Aerzten und Chemik 

iſt (a Paketchen mit Gebr. Anweſ 6 Sgr) in Bor 


ſen nu ö 
Neneftrape, qu beben udwig Joh. Meyer, 


pr. N 
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Blumenzwiebeln, te 
als Hyacinthen, Tulpen, Tacetten, Narciſſen it., 
ſind wieder bei mir zu haben. Zugleich empfehle 
ich zur bevorſtehenden Herbſtpflanzung Parkbölzer 
und Zierſträucher, ſo wie Obſtbäume in reichhalti⸗ 
ger Auswahl und zu ſehr billigen Preiſen. * 


verkauft billigſt Aſchheim, 
Gerberſtraße Nr. 21. 


Ultima ratio. 
Den Königl. Herren Beamten, reſp. Steuerbeamten. 


Molestum verbum est, onerosum, et demisso 
vultu dicentum, Rogo. 

Nach Suspendirung wegen Vorunterſuchung ward 
meine Penſionirung wegen Geiſteskrankheit mit nach 
Dienſtzeit geringſtem Satze eingeleitet, auch durch 
Staats⸗Miniſterial⸗Beſchluß mit Ausſicht auf Wie⸗ 
deranſtellung definitiv feſtgeſtellt. Ich befinde mich 
mit Familie bei ſtandhaftem Entgegenſehen meiner 
Rechte in der aufs Höchſte geſtiegenen Noth, muß 
Hülfe in Anſpruch nehmen und werde geringſte Be⸗ 
thätigung mit größter Dankbarkeits⸗Verpflichtung 
erkennen. Rogaſen, den 8. September 1850. 

Henzſchel, penſtonirter Steuereinnehmer. 


